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AfD-Verbotsdebatte
seriös führen

D ie AfD ist eine Ge-
fahr für unsere De-
mokratie, daran

lässt die in weiten Teilen
rechtsextreme Partei kei-
nenZweifel.Dochobwohl
das seit Jahren immer kla-
rer wurde, haben die de-
mokratischen Parteien
bis heute nicht den richtigen Um-
gang mit der AfD gefunden. Am
Mittwoch nahmdie CDU/CSU-Frak-
tion sehendenAuges und trotz viel-
fältiger Warnungen eine Mehrheit
mitderAfD inKauf–einTabubruch,
der als Zäsur in die politische Ge-
schichtsschreibung der Bundesre-
publik eingehen dürfte.
Einen Tag später, amDonnerstag,

debattierte der Bundestag nun über
einen Antrag für ein AfD-Verbots-
verfahren. Dabei war vor der Debat-
te klar, dass es für dieses Vorhaben
derzeit keine parlamentarische
Mehrheit gibt, weshalb auch nicht
über den Antrag abgestimmt wer-
den sollte.
Dieses zumindest vorläufige

Scheitern der Bestrebungen für ein
AfD-Verbot war absehbar, Kritiker
aus mehreren Parteien und Rechts-

Eine juristische Auseinandersetzungmuss gründlich
vorbereitet werden, sonst droht einDesaster

rechtliche Unsicherheit.
Und ein gescheitertes
Verbotsverfahren könnte
für den politischen Um-
gangmit derAfDzumDe-
saster werden. Die Ge-
sellschaft für Freiheits-
rechte, eine Nichtregie-
rungsorganisation, will

ein solchesGutachtennungemein-
sam mit anderen Organisationen
erstellen. Ergebnisoffen, transpa-
rent und juristisch sauber. Das ist
der richtige Schritt.
Neben der Frage, ob man die AfD

verbietenkann, stellt sichdie Frage,
obman es sollte. Die Partei erreicht
mittlerweile in vielen Umfragen
bundesweit mehr als 20 Prozent, in
Ostdeutschland ist sie stärkste poli-
tischeKraft.DievielenWählerinnen
und Wähler der Partei verlören
durch ein Verbot auf einen Schlag
ihre Repräsentation in den Parla-
menten. Kritiker derVerbotsbestre-
bungenmeinendeshalb,mankönne
einesoerfolgreicheParteinichtver-
bieten,manmüssesiepolitischstel-
len und die Wählerinnen und Wäh-
ler von der AfD zurückgewinnen.
DassdieAfD–auch–politischge-

stellt werden muss und dass die de-
mokratischen Parteien dabei bis-
lang kollektiv versagen, ist richtig.
DochesgehtnichtumeinEntweder-
oder und die Mütter und Väter des
Grundgesetzes haben sich aus gu-
tem Grund für das Parteienverbot
alsUltimaRatiozumSchutzunserer
Demokratie entschieden.
Für das Bundesverfassungsge-

richt spielt die Größe einer Partei
nur dann eine Rolle, wenn sie – so
wie die NPD – zu klein und unbe-
deutend ist, um der freiheitlich-de-
mokratischen Grundordnung ge-
fährlich zu werden. Zu groß, um
verboten zu werden, kann eine Par-
tei aus juristischer Sicht nicht sein.
Vielmehr gilt: Je größer und ein-
flussreicher eine verfassungswidri-
ge Partei ist, desto gefährlicher ist
sie für den Fortbestand der demo-
kratischen Ordnung. Sollte also
zweifellos klarwerden, dass dieAfD
nach den Maßstäben des Grundge-
setzes verfassungswidrig ist, müs-
senBundestag, Bundesrat undBun-
desregierung beim Verfassungsge-
richt ihrVerbot beantragen. Tun sie
esnicht, verliertunsereDemokratie
ihre Wehrhaftigkeit.

LEITARTIKEL

wissenschaftler hatten davor ge-
warnt. Die Debatte im Bundestag
funktioniert zumindest als Zeichen
an die vielenMenschen in Deutsch-
land, die Angst vorm Erstarken der
AfDhaben:Wir hören euch, undwir
teileneureSorge.Docheshättebes-
sereWegegegeben,sicheinemmög-
lichen Verbotsverfahren vor dem
Bundesverfassungsgericht in Karls-
ruhe zu nähern.
Der beste wäre gewesen, zuerst

ein umfangreiches Gutachten er-
stellen zu lassen, das den hohen
Anforderungen des Gerichts ge-
nügt und Klarheit über die Frage
herstellt, ob ein Verbotsverfahren
Aussicht auf Erfolg hätte. Die Ini-
tiatorinnen und Initiatoren des
Verbotsantrags halten die Lage
auch ohne ein solches Gutachten
fürklargenug.Dochesbleibt einige

Aus Fehlern in Afghanistan lernen

D ie Bilder vom Flug-
hafen Kabul gingen
um die Welt: Tau-

sende Afghanen wollten
fliehen, Menschen stürz-
ten aus startenden Ma-
schinen in den Tod. Mit
Kalaschnikows und
Sprengfallen war es den
Taliban gelungen, ein mächtiges
westliches Militärbündnis zu verja-
gen.KnappeinJahrspätersetzteder
Bundestag im Sommer 2022 gleich
zwei Gremien ein, die Lehren aus
dem Debakel ziehen sollten: eine
Enquete-Kommission und einen
Untersuchungsausschuss.

Untersuchungsausschuss zumAbzug beendet Arbeit

Inzwischen sind die grauenhaf-
ten Bilder im kollektiven Gedächt-
nis verblasst, Afghanistan ist in
Vergessenheit geraten.AndereKri-
sen haben die am Hindukusch ver-
drängt, allen voran der russische
Angriffskrieg gegen die Ukraine.
DieKommissionundderAusschuss

KOMMENTAR

sind vor zweieinhalb Jah-
ren unter großem Inte-
resse gestartet, das Ende
ihrer Arbeit findet nun
kaum noch Beachtung.
Das ist ein Fehler.
Schließlich haben beide
Gremien nicht nur ver-
sucht, das Scheitern auf-

zuarbeiten. Sie haben daraus auch
wertvolle Konsequenzen für künf-
tige Einsätze abgeleitet.
Zum Beispiel fordern sie ein res-

sortübergreifendes Lagebild, um
Krisen frühzeitig zu erkennen. Das
klingt wie eine Selbstverständlich-
keit, zeigt aber, warum die Bundes-
regierungvonderMachtübernahme
der Taliban kalt erwischt wurde: Sie
hat ein solches umfassendes Lage-
bild schlicht nicht gehabt.
Die Zeche für das Versagen des

Westens in Afghanistan bezahlen
nicht wir, sondern die Afghanen
und ganz besonders die Afghanin-
nen. Für sie kommt die Fehlerana-
lyse zu spät. Für uns gilt das nicht.
Auch wenn das Thema derzeit kei-
ne Konjunktur hat, sollte sich die
künftige Bundesregierung die
Empfehlungen aus dem Bundestag
zu Herzen nehmen – damit
Deutschland nie wieder so schei-
tert wie in Afghanistan.

Große Sehnsucht nach Geschlossenheit

V on einer Aufbruchstimmung
ist kurz vor der Bundestags-
wahl nichts zu spüren. Statt-

dessen dominieren in der Gesell-
schaft Ratlosigkeit und Enttäu-
schung. Der Berg an Sorgen und an-
gestautenProblemen ist riesig.
Das ist ein zentrales Ergebnis der

tiefenpsychologischen Wahlstudie,
die wir im„rheingold“- Institut nun
schon seit mehr als 20 Jahren regel-
mäßig vor Bundestagswahlen
durchführen. Anders die demosko-
pischen Institute, die jetzt vor der
Wahl fast täglich neue Umfrage-Er-
gebnisse liefern, geht unsere Studie
qualitativ vor:Wir haben 50Wähle-
rinnenundWähler zwischen20und
65 zu mehrstündigen Gruppendis-
kussionen eingeladen: Männer und
Frauen, Städter undMenschen vom
Land, mit Parteipräferenzen, deren
Verteilung sich an den aktuellen
Umfragenorientierte.
Ziel der Untersuchung ist es, die

tieferliegenden Stimmungen in der
Bevölkerung aufzuspüren und die
oft unbewussten Beweggründe für
die Wahlentscheidung ans Licht zu
bringen. Die Studie ist zwar statis-

Kurz vor der Bundestagswahl zeigen sich dieDeutschen enttäuscht, ratlos und
besorgt – Kein Kandidat erfüllt dasWunschprofil des fürsorglichenMachers

tisch nicht repräsentativ, dafür re-
präsentieren ihre Befunde die oft
nicht thematisierten Wahrneh-
mungsmuster der Wählenden, ihre
Ängste und Sehnsüchte.
Zurzeit überschatten die Folgen

derMigrationalle anderenThemen.
Die jüngstenAttentateunterhöhlen
das Sicherheitsempfinden derMen-
schen.Daneben schürt die Inflation
mit ihrer SchwächungderKaufkraft
Verlustängste. Gleichzeitig er-
schwert die desolate Infrastruktur
denAlltag derMenschen.
Der in den vergangenen Jahren,

insbesondere seit der Corona-Pan-
demie praktizierte Rückzug ins Pri-
vate funktioniert daher nicht mehr
alsBeruhigungsstrategie.Zudemer-
leben die Menschen das einst so er-
folgreiche Vorzeigeland Deutsch-
land als marode. Der Wirtschafts-
motor stockt, undauchdieVerteidi-
gungsfähigkeit des Landes ist nicht
gegeben.VieleBürgerquerdurchal-
le Parteien fragen sich enttäuscht
und traurig: „Was ist mit unserem
schönenLandpassiert?“
DerBlickaufdiePolitikstelltkeine

Rettung in Aussicht. Beherrschend
ist vielmehr einGefühl der Ausweg-
losigkeit auf mehreren Ebenen. Es
fehlen den Menschen erstens die
großen Ideen undVisionen, wie der
Problemstau aufgelöst werden
kann.ZweitenserfüllendieSpitzen-
kandidatenderParteienfürdieBun-
destagswahlnichtdasWunschprofil
des fürsorglichen, durchsetzungs-
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starken Krisenmanagers. Und
schließlich erkennen die Wählerin-
nen und Wähler nach der ernüch-
ternden Erfahrung mit der Ampel-
Regierung auch keine überzeugen-
denKoalitionsoptionen.
Angesichts der riesigen Problem-

berge und Bedrohungen, die die
WählerindenVorjahrenverspürten,
gab es eine große Sehnsucht nach
einer richtunggebenden Geschlos-
senheit. Diese Sehnsucht haben die
Lenker der Ampel bitter enttäuscht.
Statt einer verlässlichen, „väterli-
chen“ Schutzmacht erlebten die
Wähler die Koalition als unentweg-
ten Bruderzwist. Sie hatten das Ge-
fühl, dass die Ampel hauptsächlich
mitsichselbstbeschäftigtundweni-
geraufdasLandunddieLeutebezo-
genwar.„Das Land ist verwaist, und
wirwurden alleine gelassen“, so äu-
ßertesicheinProband.VieleWähler
macht es daher fassungslos, dass
trotzdem alle drei Spitzenpolitiker
derAmpelparteien erneut antreten.
Als Wunschkanzler suchen die

WählerinnenundWählerdenbesag-
ten bodenständigen, durchset-
zungsstarken Macher mit Blick für
deutsche Interessen. Diesem Ideal
entspricht jedoch keiner der Kandi-
daten.OlafScholz (SPD)gilt als füh-
rungs-undkommunikationsschwa-
cher Zauderer. Für viele ist er zur
Projektionsfläche für alles gewor-
den, was schiefläuft. Dem Unions-
kandidaten Friedrich Merz (CDU)
trauen zwar viele zu, dass er der Re-
gierungsaufgabe gewachsen wäre
und Deutschland repräsentieren

könnte. Er wird aber in Teilen auch
als kapitalnah, arrogant und impul-
siv wahrgenommen, und man weiß
nicht, wohin er steuern wird. Sein
Bild changiert zwischen Blackrock
undBlackbox.
Robert Habeck (Grüne) verströmt

zwarWärme,giltalsintegerundver-
mittelnd, wird aber nicht als durch-
setzungsstark empfunden. Vor al-
lem das Heizungsgesetz weckt Be-
denken an seiner Kompetenz. Mit
Alice Weidel (AfD) werden eher
stiefmütterlicheQualitätenverbun-

den. Ihr Bild schwankt zwischen
unterkühlter Eiskönigin und un-
erbittlicher Scharfrichterin.
Das Gefühl, hierzulande in einem

riesigen Problemstau festzuste-
cken,währendDonaldTrumpinden
USA anscheinend radikal durchre-
giert, verschiebt dieErwartungen in
einekonservative,mitunterradikale
Richtung – und verstärkt die Spal-
tungstendenzeninderGesellschaft.
MituntermachtendieBefragtenden
Eindruck, als lebten sie in komplett
unterschiedlichenWirklichkeiten.
Das eher links-bürgerliche Lager

befürchtet den Untergang des
Abendlands, wenn die AfD an die
Macht kommen sollte. Dieses Lager
beschwört die Normalität, kämpft
für den Erhalt des Status quo–mit-
unter idealisiert es die Zustände. Es
ringt um Demokratie, sieht sich als
Bollwerk des Guten und hofft, dass
sich durch seinen demokratischen
Einsatz der Problemstau letztlich in
Wohlgefallen auflösenwerde.
Dasandere, eherkonservativeLa-

gerbishinzudenAfD-Sympathisan-
tenhatdasGefühl,dassDeutschland
sichbereitsmittenimUntergangbe-

findet. Dieses Lager zeigt sich wü-
tendundwetternd, fordertradikales
Durchgreifenundeineentschiedene
Wende zurück zu alter Stärke.
Die gefühlte Ausweglosigkeit in

einer festgefahrenen Situation ver-
stärktjedochnichtnurbeibegeister-
tenAnhängern der AfD eine latente
Sehnsucht, den gefühlten Problem-
stauentschieden, jaradikalaufzulö-
sen.Angesichts der riesigenProble-
me erscheinen Stillstand und ein
bloßes „Weiter so“ als zunehmend
bedrohlich. Diese Gefühle bedient
dieAfDmitderVerheißung,dasSys-
temzu„sprengen“.
VonderkünftigenRegierungwird

zumindest sachorientierte, umset-
zungsstarke Zusammenarbeit trotz
mutmaßlicher inhaltlicher Diffe-
renzenerwartet.Derparteipolitisch
getriebenenTaktikundMachtspiele
müde, fordern die Menschen jetzt
Pragmatismus,umdenProblemstau
zu lösen.DerverspürteErnstderLa-
gesoll klarbenanntundmitkonkre-
ten Handlungsaufforderungen für
alle verbundenwerden.
Die Brandmauer zur AfD bleibt in

dieserLagerichtigundwichtig,doch
sieerfüllt ihrenZwecknur,wenndie
demokratischen Parteien jetzt lie-
fern.Solltees indernächstenRegie-
rung erneut so dicke Luft geben wie
inderZeitderAmpel,würdedieszur
ErstickungderDemokratie führen.

MehrzurWahlstudie findenSieunter:
www.rheingold.de
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ZÜRICH Niemand verdächtigt
Merz, nach der Wahl mit der AfD-
KanzlerkandidatinAliceWeidelko-
alieren zuwollen. (...) Deswegen ist
es umso unverständlicher, dass er
derAfDnunohneNot imParlament
dieHand reicht. (...) RadikaleAnsa-
gen–Grenzen zu, Ausländer raus–
sind bei vielen Menschen beliebt,
auch in Deutschland. Von einer
staatstragenden Partei wie den
Christdemokraten darf man aber
bessere Vorschläge erwarten als
den rechts- und menschenverach-
tenden Populismus der AfD. Merz
hingegen gibt mit der Zusammen-
arbeit imBundestagWeidel nunbei
ihrem wichtigsten Wahlverspre-
chen faktisch recht: „Eine echte
Asylwende gibt es nurmit derAfD.“
War das wirklich, was er wollte?“

FriedrichMerz brichtmit
AngelaMerkel und gibt
der AfD faktisch recht

PRESSESCHAU

ROM Die von Konrad Adenauer ge-
gründete Partei akzeptierte die
Stimmen der Rechtsextremen von
Alice Weidel, um im Bundestag
einen Antrag zur Einwanderung
durchzusetzen, der offen gegen die
europäischen Regeln verstößt. Mit
diesem Schritt bricht der wahr-
scheinlich künftige Bundeskanzler
einTabu,dasbislanginDeutschland
galt – aus offensichtlichen histori-
schen Gründen. Und er löscht das
gesündeste Erbe aus der langen Ära
von Angela Merkel aus, Merz’ gro-
ßerRivalin, die sich stets anden Im-
perativ „Niemals mit der AfD“ ge-
halten hatte.

WIENMerzgehtmitseinemKonzept
einRisikoein. IndemerzweiAnträge
undeineGesetzesänderungnochvor
derWahl imBundestageinbringt,ze-
mentiert er seine Position. SPD und
Grüne werfen ihm vor, sowohl deut-
schesals aucheuropäischesRechtzu
ignorieren. Dasmacht jenenWeg für
alledrei länger,densiewohlnachder
Wahl zum Verhandlungstisch zu-
rücklegen müssen. Denn Merz
schließtaus,mitderAfDzuregieren.
Und für eine Mehrheit mit der FDP
dürfte es kaum reichen. Das heißt
auch:DieChance ist groß, dassMerz
eine Lösung vorschlägt, die er gar
nicht umsetzen kann. Und für die
deutsche Bevölkerung würde sich
wenig ändern. Außer Merz macht es
wie die Österreicher und reißt die
BrandmauernachRechtsaußendoch
noch ein. Dann hätte Europa seine
politischeMitte verloren.

FELIXHUESMANN
ksta-politik@
kstamedien.de

CANMEREY
ksta-politik@
kstamedien.de
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In seiner Kolumnebefasst er sich
aus psychologischer Sichtmit

gesellschaftlich relevanten Themen

Aus juristischer
Sicht kann eine

Partei nicht zu groß sein,
um verboten zu werden
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